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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Florian von Brunn, Klaus Adelt, Florian Ritter, Arif Taşdelen, 
Ruth Müller, Markus Rinderspacher, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Horst 
Arnold, Inge Aures, Harald Güller, Alexandra Hiersemann, Stefan Schuster, 
Martina Fehlner, Christian Flisek, Volkmar Halbleib, Annette Karl, Natascha 
Kohnen, Doris Rauscher, Diana Stachowitz, Ruth Waldmann und Fraktion (SPD) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Gemeinde- und Land-
kreiswahlgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Briefwahl des Ortssprechers 
(Drs. 18/28527) 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 2 Nr. 45 wird wie folgt gefasst: 

„45. Art. 60a wird wie folgt gefasst: 

„Art. 60a 

Ortssprecherinnen und Ortssprecher 

(1) 1In Gemeindeteilen, die am 18. Januar 1952 noch selbständige Gemeinden 
waren und die im Gemeinderat nicht vertreten sind, hat auf Antrag eines Drittels der 
dort ansässigen Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürger die erste Bürgermeis-
terin oder der erste Bürgermeister eine Ortsversammlung einzuberufen, die aus ih-
rer Mitte in geheimer Wahl eine Ortssprecherin oder einen Ortssprecher wählt. 2Ein 
Antrag ist nicht erforderlich, falls der Gemeinderat die Wahl einer Ortssprecherin 
oder eines Ortssprechers beschließt oder durch Satzung bestimmt. 3Art. 51 Abs. 3 
Satz 3 bis 7 gilt entsprechend. 4Die Amtszeit der Ortssprecherin oder des Ortsspre-
chers endet mit der Wahlzeit des Gemeinderats. 5Die Amtszeit endet nicht deshalb, 
weil der Gemeindeteil im Gemeinderat vertreten wird. 

(2) 1Abweichend von Abs. 1 Satz 1 kann der Gemeinderat entscheiden, die 
Ortssprecherwahl durch briefliche Abstimmung durchzuführen. 2In diesem Fall hat 
die erste Bürgermeisterin oder der erste Bürgermeister bekannt zu machen, dass 
eine Ortssprecherwahl stattfindet. 3In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
dass alle Wahlberechtigten die Briefwahlunterlagen von Amts wegen ohne Antrag 
erhalten, bis wann die wahlberechtigten Gemeindebürgerinnen und Gemeindebür-
ger Wahlvorschläge bei der Gemeindeeinreichen können und bis wann die Wahl-
briefe spätestens bei der Gemeinde eingehen müssen. 4Ferner sind Ort und Zeit 
der Auszählung bekanntzugeben. 5Vor Versand der Briefwahlunterlagen hat die Ge-
meinde zu prüfen, ob die vorgeschlagenen Personen wählbar sind und sich zur 
Wahl stellen. 6Die Wahl findet ohne Bindung an die Wahlvorschläge statt. 

(3) 1Ortssprecherinnen und Ortssprecher können an allen Sitzungen des Ge-
meinderats mit beratender Stimme teilnehmen und Anträge stellen. 2Der Gemein-
derat kann diese Rechte durch die Geschäftsordnung auf die Wahrnehmung örtli-
cher Angelegenheiten beschränken. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn für den Gemeindeteil ein Be-
zirksausschuss nach Art. 60 Abs. 2 besteht.““ 
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Begründung: 

Die Ortssprecherwahl kann durch Briefwahl erfolgen. Die Entscheidung darüber ist 
keine laufende Angelegenheit. Sie muss daher vom Gemeinderat beschlossen werden. 

 


